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JOHN FOSTER DULLES:

Partnerschaft für den Frieden
Der amerikanische Außenminister John Foster Dulles nahm vor der UNO-Vollversammlung am 23. September 
in einer großen umfassenden Rede zu außenpolitischen Problemen Stellung. Die Rede hat folgenden Wortlaut:

Ich bin zu dieser Eröffnungssitzung der 9. Vollversammlung in vollem 
Bewußtsein der Bedeutung dieses Anlasses gekommen. Diese alljährlich 
stattfindende Tagung der Vertreter von 60 Nationen stellt den hoff-
nungsvollsten Versuch von Menschen dar, den Frieden in Gerechtigkeit 
zu verwirklichen. Hier erweisen sich die gegenseitige Abhängigkeit in 
unserer Welt von heute und auch die gewaltigen Möglichkeiten für die 
Erreichung konstruktiver Ergebnisse, die aus den Bemühungen einer auf-
richtigen Partnerschaft erwachsen können.

Das Wesen des Friedens

Das amerikanische Volk glaubt aufrichtig an die Zielsetzung und 
Grundsätze, die in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt sind.

Dieses Dokument stellt einen Meilenstein in dem Verständnis der 
wahren Natur des Friedens dar. Darin wird anerkannt, daß der Friede 
nicht eine zur Inaktivität verdammende Idee ist, sondern Taten fordert. 
Es genügt nicht, den Krieg zu verabscheuen und ihn zu verdammen. Der 
Krieg wird seit Jahrhunderten von den Menschen gehaßt. Und doch hat 
es immer wieder kriegerische Auseinandersetzungen gegeben. Ein Grund 
dafür liegt in der Tatsache, daß die Menschen niemals mit den gleichen 
Mitteln den Frieden zu gewinnen suchten, mit welchen sie für den Sieg in 
einem Krieg arbeiten.

Die Menschheit wird sich niemals eines dauerhaften Friedens erfreuen 
können, so lange sie ihre ganzen Kräfte für kriegerische Aufgaben auf-
spart. Um den Frieden zu sichern, ohne wesentliche Freiheiten zu opfern, 
bedarf es ständiger Bemühungen, unermüdlichen Mutes und zuweilen der 
Bereitschaft, schwere Risiken einzugehen. Das ist der wahre Geist des 
Friedens.

Während des vergangenen Jahres haben viele Nationen aktiv für die 
Sache eines dauerhaften und gerechten Friedens zusammengearbeitet. Es 
hat Augenblicke gegeben, in denen es scheinen wollte, daß zwischen einem 
Weltkrieg und dem Frieden nur noch ein ganz kleiner Schritt lag. Diese 
gefährliche Situation besteht noch immer, aber wir sehen wenigstens die 
Gefahren und sind bemüht, die Sache des Friedens zu stärken.

Die Bemühungen des vergangenen Jahres dürfen nicht nur danach be-
wertet werden, ob sie auch tatsächlich zu konkreten Ergebnissen geführt 
haben. Die Tatsache, daß intelligente, entschlossene und gemeinsame 
Bemühungen um gerechte Regelungen gemacht worden sind, hat allein 
schon zum Frieden beigetragen. Dies läßt einen dynamischen Geist und 
eine Wachsamkeit erkennen, die jedem potentiellen Aggressor zur War-
nung gereichen sollten.

In der Vergangenheit ist der Friede oft durch Versagen verloren wor-
den. Lassen sie uns entschlossen dafür sorgen, daß so etwas nicht wieder 
der Fall ist. Ich kann natürlich nicht auf die mannigfachen Maßnahmen 
eingehen, die in der letzten Zeit innerhalb und außerhalb der Weltorgani-
sation unternommen worden sind. Ich werd mich daher hauptsächlich 
auf die politischen Bemühungen beschränken, an denen die USA als ak-
tiver Partner Anteil hatten.

Die Organisation der amerikanischen Staaten
Lassen sie mich zuerst über die Organisation der amerikanischen Staaten 

sprechen. Das interamerikanische System basiert auf einer langen Tradi-
tion der Zusammenarbeit für Freiheit und Frieden in der westlichen 
Hemisphäre. Die Treue zu dieser Tradition und der Stolz darauf haben 
dazu geführt, dieser Hemisphäre solche Kriege zu ersparen, die in tragi-
scher Form Europa und Asien im vorigen und in diesem Jahrhundert ver-
wüstet haben. Im vergangenen März beschloß und verkündete die Caracas-

Konferenz der amerikanischen Staaten, daß — falls der internationale 
Kommunismus die Kontrolle der politischen Institutionen irgendeines 
der amerikanischen Staaten erlangen sollte — dies eine Gefahr für den 
Frieden und die Sicherheit aller darstellen und kollektive Maßnahmen zur 
Abwendung dieser Bedrohung erfordern würde.

Wie aggressiv der Kommunismus anderswo auch beurteilt wird, wissen 
wir in dieser Hemisphäre ohne Ausnahme, daß das Eindringen des Kom-
munismus hier ernste Konflikte heraufbeschwören würde, wie wir sie 
zuvor noch nicht kennengelernt haben.

In Guatemala bahnte sich eine deutlich wahrnehmbare Bedrohung des 
Friedens und der Sicherheit dieser Hemisphäre an. Die amerikanischen 
Staaten tauschten ihre Ansichten über diese Gefahr aus und waren gerade 
dabei, ihr gemeinsam entgegenzutreten, als die Bevölkerung Guatemalas 
diese Bedrohung aus eigenen Kräften zunichte machte.



In diesem Zusammenhang bestand für die Vereinten Nationen Anlaß, 
die in unserer Charta verkörperten Prinzipien anzuwenden, die unter Be-
stätigung der weltumspannenden Autorität dieser Organisation die An-
wendung regionaler Abkommen vor einer Anrufung des Sicherheitsrates 
vorsehen. (Artikel 33 und 52.) Diese Bestimmungen waren in San Fran-
zisko in einer langen Debatte ausgehandelt worden, als unsere Charta 
angenommen wurde. Die amerikanischen Staaten traten damals dafür ein, 
daß ihre bereits in der Praxis erprobten wechselseitigen Beziehungen in 
den Rahmen der Vereinten Nationen gestellt und nicht durch sie ersetzt 
werden sollten, da diese ihrer Ansicht nach infolge des Vetorechtes im 
Sicherheitsrat nicht immer verläßlich sein könnten. Aus diesem Grunde 
traf man den Entschluß, die regionalen Abkommen zu einem wesentlichen 
Bestandteil des Friedenssystemes der Vereinten Nationen zu machen.

In diesem Jahre bewies die Organisation der amerikanischen Staaten 
erneut, daß sie bereit, fähig und willens ist. den regionalen Frieden auf-
rechtzuerhalten. Dadurch wurden die Bestimmungen der Charta der Ver-
einten Nationen untermauert und die Basis für einen Frieden in der west-
lichen Hemisphäre fest ausgebaut.

Deutschland

Vergangenes Jahr erklärte ich an dieser Stelle, daß die Teilung Deutsch-
lands nicht ohne ernste Risiken aufrechterhalten werden kann. In dem 
Bemühen, dieses Risiko auszuschalten, reiste ich im Januar dieses Jahres 
nach Berlin, um mit den Außenministern der drei anderen Besatzungs-
mächte zu beraten. Wir brachten dann zusammen mit Großbritannien 
und Frankreich einen Vorschlag für die Wiedervereinigung Deutschlands 
durch freie Wahlen vor, die von den Vereinten Nationen oder einer 
vergleichbaren anderen unparteiischen Körperschaft überwacht werden 
sollten. Die Sowjetunion kam mit Gegenvorschlägen, die auf eine Er-
weiterung des sowjetischen Machtbereichs bis zum Rhein hinausliefen. 
Darin liegt der Grund, daß die gefährliche Teilung Deutschlands noch 
immer fortbesteht. Ich darf aber auch hinzufügen, daß auch noch etwas 
anderes nach wie vor besteht: unsere Entschlossenheit, aus dem Geiste 
des Friedens heraus dieser grausamen, Deutschland zugefügten Unge-
rechtigkeit ein Ende zu machen.

Österreich
Im vergangenen Jahr sprach ich auch davon, daß ein österreichischer 

Staatsvertrag längst überfällig ist. Ich betonte, daß zwischen den Be-
satzungsmächten kein „wesentlicher Punkt der Unstimmigkeit" mehr Be-
stand. Auf der Berliner Konferenz wurden von den drei Westmächten die 
letzten Unstimmigkeiten beseitigt, indem diese von allen Artikeln, bei 
denen noch Meinungsverschiedenheiten bestanden, die sowjetischen Ver-
sionen akzeptierten. Es schien für kurze Zeit so, als ob der österreichische 
Staatsvertrag unterzeichnet werden könnte. Aber dann stellte die Sowjet-
union eine neue Bedingung. Sie erklärte, daß sie Österreich von der 
sowjetischen Besetzung nicht befreien werde, bevor nicht ein deutscher 
Friedensvertrag abgeschlossen sei.

Es kann keinen Friedensvertrag mit Deutschland geben, solange 
Deutschland nicht wiedervereinigt ist. So ist auch Österreich weiterhin 
ein auf unbestimmte Zeit besetztes Land. Dennoch akzeptieren wir es 
nicht als endgültig, daß dem unglücklichen Österreich — dem ersten 
Opfer der Aggression Hitlers und dem Lande, dem die in der Moskauer 
Deklaration von 1943 enthaltenen Versprechen auf Freiheit und Unab-
hängigkeit galten — Gerechtigkeit versagt wurde. Die drei Westmächte, 
unbeirrbar in ihrem Friedensstreben, haben die Sowjetunion erneut in den 
jüngsten Tagen aufgefordert, den österreichischen Staatsvertrag zu unter-
zeichnen — eine Tat, die weit eher als ein phrasenreicher Wortschwall 
zeigen wird, ob andere Fragen nutzbringend erörtert werden können.

Die Einheit
Die Frage der Schaffung des Friedens in Europa wurde durch den kürz-

lichen Rückschlag bei der Vollendung der europäischen Verteidigungs-
gemeinschaft noch mehr kompliziert. Diese Konzeption entsprang der 
Einsicht, daß die beste Garantie für einen dauerhaften Frieden in Europa 
in einer organischen Einheit liege, die Frankreich und Deutschland ein-
schließen würde, ferner, daß diese Einheit, die einen Zusammenschluß 
der militärischen Kräfte dieser beiden Mächte und anderer europäischer 

Staaten brächte, eine Garantie für ihren nicht-aggressiven Charakter 
darstellen werde. Solche Streitkräfte könnten überhaupt nicht zum Ein-
satz kommen, es sei denn, daß die gesamte Gemeinschaft die Notwendig-
keit einer Defensiv-Aktion für gegeben erachtet.

Die Stimmen der kommunistischen Abgeordneten haben mehr bewirkt 
als nur die parlamentarische Mehrheit zustande zu bringen, die dazu 
führte, daß die Europäische Verteidigungsgemeinschaft in einem Lande 
aufgeschoben wurde. Sie brachten es zuwege, die Teilung Europas, die 
wiederholt Kriege heraufbeschworen hat, aufrcchtzuerhalten.

Die betroffenen freien Völker akzeptieren jedoch die Beibehaltung 
dessen, was sich historisch als der gefährlichste Brandherd der Welt er-
wiesen hat, keinesfalls mit Resignation. Sie sind sich der Gefahr bewußt, 
und sie arbeiten aktiv darauf hin, sie zu überwinden.

Korea

Als ich im vergangenen Jahr hier über Korea sprach, konnte ich von 
einem Waffenstillstand berichten. Ich sagte, daß es zu diesem Waffen-
stillstand nicht gekommen sei, weil die kommunistischen Aggressoren 
den Frieden liebten, sondern weil sic auf eine wirkungsvolle militärische 
Schranke gestoßen waren. Ich sagte weiter, „Die politische Korea-Konfe-
renz wird, wenn die Kommunisten an ihr teilnehmen, einen besseren Prüf-
stein abgeben." — Sieben Monate harter Verhandlungen waren nötig, 
um die politische Konferenz zustande zu bringen. Als sie schließlich in 
Genf stattfand, wurde von Seiten der Vereinten Nationen die Einigung 
Koreas auf der Basis freier gesamtkoreanischer Wahlen vorgeschlagen, die 
von der LINO überwacht werden sollten. Dieser Vorschlag wurde von 
der kommunistischen Seite verworfen. Die Kommunisten bestanden dar-
auf, daß die Vereinten Nationen selbst als ein Instrument der Aggression 
behandelt und von jeder weiteren Tätigkeit in Korea ausgeschlossen 
werden müssen.

Dieser Gegenvorschlag, der eine Beleidigung der Vereinten Nationen 
darstellte, wurde von denen verworfen, die stolz die Maßnahmen der 
LINO in Korea als das erste Beispiel in der Geschichte feierten, daß eine 
internationale Organisation in der Praxis wirksam gegen eine bewaffnete 
Aggression eingeschritten ist.

Die Vereinigten Staaten sind nicht der Ansicht, daß sich die Einigung 
Koreas erst nach einem anderen Krieg vollziehen lasse. Wir haben jeden 
uns zur Verfügung stehenden Einfluß geltend gemacht, um eine friedliche 
Lösung des Koreaproblems herbeizuführen, und wir haben nicht den 
Glauben verloren, daß eine solche Lösung möglich ist.

Südostasien
Auf der Genfer Konferenz haben die kriegführenden Parteien sich 

gleichfalls mit dem Problem der Schaffung des Friedens in Indochina aus-
einandergesetzt. Ein acht Jahre währender Konflikt, der immer mehr an 
Heftigkeit zunahm, wurde beigelegt. Wir können uns alle glücklich schät-
zen. daß das Töten zu einem Ende gebracht wurde. Auf der anderen Seite 
dürfen wir unsere Augen nicht vor der Tatsache verschließen, daß 
mehrere Hundertausend Menschen aus Nordvietnam auf ihren eigenen 
Wunsch hin in die nicht von den Kommunisten beherrschten Gebiete 
evakuiert wurden, und daß darüber hinaus noch Millionen Menschen gegen 
ihren Willen einem fremden Despotismus ausgeliefert Sind. In diesem Falle 
wurde die Einstellung der Feindseligkeiten teuer erkauft, und das end-
gültige Ergebnis läßt sich noch nicht absehen.

Erne Folge war jedoch, daß den am südostasischen Raum interessierten 
Nationen klar die Bedeutung einer kollektiven Organisation zur Vertei-
digung gegen weitere Aggressions-Handlungen vor Augen geführt wurde. 
In Manila sind in diesem Monat acht Nationen zusammengekommen. 
Diese haben einen Vertrag ausgearbeitet und unterzeichnet, der für eine 
kollektive Verteidigung gegen eine Aggression eintritt.

Selbstbestimmung
Die Manila-Konferenz führt zu weit mehr als zu einer Ausweitung des 

Gebietes der kollektiven Sicherheit. Sie nahm eine Pazifik-Charta an. 
Darin proklamierten die acht Länder — asiatische und nichtasiatische 
Staaten —, die in Manila zusammenkamen, in erhabenen Worten die 



Prinzipien der Selbstbestimmung, der Selbstregierung und der Unab-
hängigkeit. Diese Charta und der Geist der Zusammenarbeit, der sie aus 
der Taufe hob, sollten ein und für alle Male den Mythos beseitigen, daß 
zwischen Ost und West ein unvereinbarer Gegensatz besteht. Die Völker 
Asiens, die bereits die Freiheit haben oder die die Freiheit suchen, müssen 
nicht angesichts des neuen Imperialismus schwach, geteilt und ohne 
Unterstützung bleiben, angesichts eines Imperialismus, der bereits 300 
Millionen Menschen, die einst in 15 wirklich unabhängigen Ländern leb-
ten, unter die koloniale Knechtschaft gebracht hat.

Atomenergie

Das vergangene Jahr hebt sich besonders durch die eingehenden Be-
mühungen zur Regelung der Frage der Atomenergie hervor. Die Ver-
einigten Staaten haben sich bereiterklärt, ihre führende Position auf 
diesem Gebiete mit anderen Ländern auf solche Weise zu teilen, daß sich 
viele Nationen an einem großen neuen Vorhaben zum Wohle der Mensch-
heit beteiligen können. Wir hofften, die Atomenergie, bislang ein In-
strument des Todes, zu einer Quelle des Segens für das menschliche Leben 
zu machen.

Ich erinnere mich noch auf das lebhafteste an den 8. Dezember 1953, 
als Präsident Eisenhower hier seinen Vorschlag unterbreitete, alle Natio-
nen im Besitze spaltbaren Materials sollten unter der Schirmherrschaft 
der Vereinten Nationen an der Schaffung einer internationalen Atom-
bank zusammenarbeiten. Dieser Behörde sollten sie alle spaltbares Mate-
rial zuweisen, das dann für produktive und nicht für destruktive Zwecke 
verwandt werden sollte.

Ich war Zeuge dieses dramatischen Augenblicks und erlebte den allge-
meinen Beifall, mit dem dieser Vorschlag ausgenommen wurde — ein 
Beifall, der in allen Teilen der Welt seinen Widerhall fand.

Da öffentlich geführte Verhandlungen mit der Sowjetunion oftmals 
die Tendenz zu zeigen scheinen, in einem Propaganda-Wettstreit zu 
enden, schlug Präsident Eisenhower vor, diese neuen Verhandlungen 
geheim zu führen. Die Regierung der Vereinigten Staaten unterbreitete 
nach Beratungen mit anderen Nationen einen konkreten und detaillierten 
Vorschlag, um Präsident Eisenhowers große Konzeption in die Tat um-
zusetzen.

Ich selbst traf mehrere Male in Berlin und Genf mit dem sowjetischen 
Außenminister zusammen, um diese Frage zu erörtern. Wir sind durch-
aus bereits, einer Veröffentlichung aller im Rahmen dieser Verhand-
lungen zwischen der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion ausge-
tauschten Dokumente zuzustimmen.

Wir hofften und glaubten, daß — wenn die Sowjetunion sich den Ver-
einigten Staaten, Großbritannien und den übrigen Nationen anschließen 
würde, die über spaltbares Material und Kenntnisse in der Atomtechnik 
verfügen — diese Tat der Zusammenarbeit einen Rahmen schaffen werde, 
der sich auch auf weitere Gebiete ausdehnen würde.

Der von uns unterbreitete Plan konnte niemanden schaden. Er wurde 
mit der Hoffnung motiviert, daß hierdurch die dunkelste Wolke beseitigt 
würde, die über der Menschheit schwebt. Seine anfänglichen Dimensio-
nen waren nicht so weitgehend, daß sie die militärischen Fähigkeiten der 
Sowjetunion hätten beeinträchtigen können, und es gab keinen offen-
sichtlichen Grund für seine Ablehnung. Lind vor allem war dieser Plan 
praktisch, leicht durchführbar und nicht von einer ins einzelne gehenden 
Überwachung abhängig.

Dennoch wurde der Vorschlag von der Sowjetunion im vergangenen 
April praktisch zurückgewiesen. Diese Zurückweisung erfolgte nicht 
wegen angeblicher Mängel des Planes selbst. Diese hätte man sicherlich 
in Verhandlungen eliminieren können. Die sowjetische Haltung lief 
praktisch auf folgenden Standpunkt hinaus: Wir werden nicht an der 
friedlichen Entwicklung der Atomenergie mitarbeiten, wenn man nicht 
von vornherein übereinkommt, zunächst einmal auf jene atomaren Mittel 
zu verzichten, die für die freien Nationen die stärkste Verteidigungs-
handhabe gegen jede Aggression darstellen.

Bis zum heutigen Tag hat die Sowjetregierung keine Bereitschaft er-
kennen lassen, sich an der Verwirklichung des Planes von Präsident 
Eisenhower außer unter dieser völlig unannehmbaren Bedingung zu be-

teiligen. Als es gestern bekannt wurde, daß ich heute zu dieser Frage 
Stellung nehmen werde, brach die Sowjetunion ihr fünfmonatiges Schwei-
gen mit einer Note, in der sie ihrer Bereitschaft zu weiteren Verhand-
lungen Ausdruck gab. Aber diese Note enthielt noch immer keinerlei 
Hinweis darauf, daß die Sowjetunion ihre Position aufgegeben habe.

Die Vereinigten Staaten sind auch weiterhin zu Verhandlungen mit 
der Sowjetunion bereit. Aber wir werden nicht länger mehr unsere Be-
mühungen um die Errichtung einer internationalen Atomenergiebehörde 
zurückstellen.

Die Vereinigten Staaten sind entschlossen, Präsident Eisenhowers Vor-
schlag nicht solange hinhalten zu lassen, bis er tot ist. Er wird ständig 
genährt und weiterentwickelt werden. Wir werden auf seine Verwirk-
lichung drängen und zwar in enger Partnerschaft mit den Ländern, die, 
durchdrungen von den Idealen der UNO-Charta diese große neue Kraft 
zu einem Werkzeug des Menschenfreundes und Staatsmannes machen 
können und nicht lediglich zu einer furchterregenden Erweiterung des 
Kriegsarsenals. Die Vereinigten Staaten schlagen vor, daß ein neuer 
Punkt auf die Tagesordnung gesetzt wird, der es uns ermöglicht, über 
unsere Bemühungen um- die Erschließung und Entwicklung der unge-
heuren Möglichkeiten für eine friedliche Verwendung der Atomenergie 
zu berichten. Diese Bemühungen waren und werden auch weiterhin auf 
folgende Ziele ausgerichtet sein:

1. Die Schaffung einer internationalen Behörde, zu deren Mitglie-
dern schon von Anfang an Staaten aus allen Teilen der Erde gehören 
werden. Es steht zu hoffen, daß eine derartige Behörde schon im 
kommenden Jahr ihre Arbeit aufnehmen wird.

2. Die Einberufung einer internationalen wissenschaftlichen Kon-
ferenz, um dieses umfangreiche Gebiet eingehend zu erörtern; sie 
soll bereits im Frühjahr 1955 unter der Schirmherrschaft der Ver-
einten Nationen zusammentreten.

3. Die Eröffnung einer Reaktor-Ausbildungsschule in den Ver-
einigten Staaten im kommenden Jahr, auf der Wissenschaftler aus 
anderen Ländern in den mit der Erschließung der Atomenergie zu-
sammenhängenden Fragen unterwiesen werden, unter besonderer 
Berücksichtigung ihrer Verwendung für friedliche Zwecke.

4. Die Einladung einer großen Anzahl von Fachärzten für innere 
Medizin und Chirurgie aus dem Auslande, die an den Arbeiten in 
unseren Krebsforschungskrankenhäusern teilnehmen sollen, — hier 
spielen Methoden unter Anwendung von Atomenergie eine ganz 
besonders wichtige und hoffnungsvolle Rolle bei dem Bemühen neue 
Wege zur Kontrolle dieser Geißel der Menschheit zu erschließen.

..
Ich möchte es nachdrücklich klarmachen, daß bei unseren Plänen keine 

Nation von einer Beteiligung an diesem großen Vorhaben ausgeschlossen 
wird. In dem Maße, in dem unsere Vorschläge Gestalt annehmen, sind 
alle Nationen, die sich für eine solche Beteiligung interessieren und 
willens sind, die Verpflichtungen der Mitgliedschaft zu übernehmen, 
herzlich eingeladen, mit uns gemeinsam an der Planung und Ausführung 
dieses Programmes zu arbeiten.

Obschon uns viel durch die negative Haltung der Sowjetunion vor-
enthalten wird, bleibt doch noch viel zu tun übrig. Wir müssen auf jene 
große Entspannung verzichten, die möglich gewesen wäre, hätte sich die 
Sowjetunion bereiterklärt, mit anderen Nationen hinsichtlich jenes 
Gebiets zusammenzuarbeiten, das die Quelle für so viel Furcht und für 
so große Hoffnungen ist. Dennoch läßt sich viel im Hinblick auf wirt-
schaftliche und humanitäre Fortschritte erreichen. Es kann kein Wunder 
über Nacht geschehen. Aber wir können ein Programm zusammenstellen 
und ihm lebendigen Geist einhauchen, um sicherzustellen, daß wir den 
Lebensstandard von Millionen von Menschen mittels der Atomenergie 
heben können. Dies zu erreichen, ist unser fester Vorsatz.

Begrenzung der Rüstungen

Eng mit dem Problem der friedlichen Nutzbarmachung der Atom-
energie ist die ganze große und schwierige Abrüstungsfrage verknüpft.

Im vergangenen Jahre haben die Vereinigten Staaten vor dieser Ver-
sammlung ihren glühenden Wunsch zur Reduzierung der Rüstungslasten 
bekräftigt. Ich erklärte hier, daß die Vereinigten Staaten mit großem 



Nachdruck die technischen Studien über eine Kontrolle und Begrenzung 
der Rüstungen fortführen würden, die für jede Lösung dieses Problems 
von entscheidender Wichtigkeit sind.

Im vergangenen Frühjahr nahmen die Vereinigten Staaten in London 
an Gesprächen mit der Sowjetunion, Großbritannien, Frankreich und 
Kanada teil, die in einem Unterausschuß unserer Abrüstungskommission 
stattfanden und feststellen sollten, ob ein neues Aufgreifen dieses Pro-
blems zu einer für die Sowjetunion wie auch für die freie Welt akzeptablen 
Lösung führen könnte. Die Protokolle dieser Sitzung sind nun veröffent-
licht worden.

Es zeigte sich, daß die Vertreter Kanadas, Frankreichs, Großbritanniens 
und der Vereinigten Staaten mit Geduld und Erfindungsgabe alle Mög-
lichkeiten eines Übereinkommens mit der Sowjetunion zu erforschen 
suchen, die mit der Sicherheit aller Länder vereinbar sein würden. Wir 
machten es noch einmal klar, wie wir es immer und immer wieder in der 
Vergangenheit getan haben, daß wir die Verwendung der Atomenergie 
für alle anderen als friedlichen Zwecke auszuschalten suchen.

Auf diese Bemühungen antwortete die Sowjetunion mit der glatten 
Ablehnung, unsere Vorschläge auch nur auf ihren sachlichen Gehalt hin 
zu erörtern. Der springende Punkt an der Haltung der Sowjetunion lag 
darin, daß sie noch vor Eintritt in echte Abrüstungsverhandlungen auf 
einer papierenen Ächtung der Anwendung von Atomwaffen seitens der 
Großmächte besteht. Erst soll der große Schutzschild, das wichtigste Ab-
schreckungsmittel, aufgegeben werden, um dann die freien Völker dem 
ungeheuren Menschenpotential der Kommunisten auszuliefern. Wenn 
dieses Mißverhältnis in der Stärke erst sichergestellt ist, dann wird die 
Sowjetunion — vielleicht — aus ihrer Position der gesicherten Überlegen-
heit heraus weiter verhandeln.

Ein solches Vorgehen würde die Sicherheit keines freien Volkes 
erhöhen können.

Wir müssen, wenn auch zögernd, feststellen, daß die Sowjetunion 
gegenwärtig nicht den ernsthaften Wunsch hegt, über die Abrüstung zu 
verhandeln. Wir werden aber auch weiterhin hoffen und darauf hin-
arbeiten, daß die Sowjetunion sich schließlich bereitfindet, an einem 
Programm mitzuarbeiten, daß der verschwenderischen Zweckentfremdung 
reicher wirtschaftlicher Hilfsquellen ein Ende bereiten und diese einer 
konstruktiven Verwendung im Dienste der Menschheit zuführen könnte.

Überprüfung der Charta

Sie werden ohne Zweifel festgestellt haben, daß viele der von mir er-
wähnten Bemühungen um den Frieden außerhalb der Vereinten Nationen 
unternommen wurden. Man darf jedoch nicht vergessen, daß die Organe 
der Vereinten Nationen selbst ständig Arbeit leisten, die wesentlich, 
wenn auch nicht unmittelbar ins Auge fallend, zur Schaffung der politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen beitragen, die die 
Grundlage des Friedens darstellen. Die Vereinigten Staaten möchten all 
denen, die diese unerläßlichen Aufgaben durchführen, ihre höchste An-
erkennung aussprechen.

Wenn sich viele wichtige politische Entwicklungen außerhalb des 
direkten Rahmens der Vereinten Nationen abgespielt haben, dann be-
stehen dafür zwei Gründe — ein guter und ein schlechter.

Die Charta der Vereinten Nationen enthält die Bestimmungen, daß 
die Beteiligten an einem Streit, der eine Bedrohung für den internatio-

nalen Frieden und die internationale Sicherheit darstellt, zunächst eine 
Beilegung dieses Streites auf dem Verhandlungsweg versuchen, regionale 
Körperschaften anrufen, oder sich anderer friedlicher Mittel nach ihrem 
Gutdünken bedienen. Nur wenn sich alle diese Wege als aussichtslos 
erweisen, sollen die streitenden Parteien vor den Sicherheitsrat treten. 
Mit anderen Worten: Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen sollte 
niemals ein Gerichtshof erster Instanz sein, sondern war vielmehr als 
letztinstanzliches Entscheidungsgremium gedacht. In diesem Sinne 
entsprechen die bis dahin noch nie dagewesenen Bemühungen um den 
Frieden während des vergangenen Jahres ganz den von der Charta gesetz-
ten Normen.

Es besteht noch ein zweiter Grund und dieser ist beunruhigend. Es ist 
dies die Tatsache, daß die Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen bei 
weitem nicht all die Länder umfaßt, die friedliebend sowie in der Lage 
und gewillt sind, die Verpflichtungen der UNO-Charta zu erfüllen, und 
die zwangsläufig an zahlreichen kritischen internationalen Problemen 
beteiligt sind. 14 Länder sind gegenwärtig nur durch die Anwendung — 
in Wirklichkeit durch den Mißbrauch — des sogenannten VETO-Rechts 
von der UNO-Mitgliedschaft ausgeschlossen. Keines dieser Länder gehört 
der gleichen Kategorie wie Rotchina an, das von den Vereinten Nationen 
der Aggression schuldig befunden worden ist. Alle 14 Länder sind voll 
für die UNO-Mitgliedschaft qualifiziert.

Sofern nicht Wege gefunden werden können, um diese friedliebenden 
Länder, die sich dem Recht beugen, in diese Organisation zu bringen, 
werden Macht und Einfluß dieser Organisation zwangsläufig immer mehr 
schwinden. .

Wir nähern uns dem zehnten Jahrestag der Gründung der Vereinten 
Nationen. Alle Regierungen und Völker der Mitgliedstaaten dürfen mit 
gutem Recht dankbar sein für die großen Leistungen und Erfolge der 
UNO und für die einzigartigen Dienste dieser Organisation als Forum 
für internationale Gespräche. Aber der herannahende Jahrestag muß mehr 
werden als nur ein Tag der Selbstbeglückwünschung. Es ist an der Zeit, 
die Schwächen unserer Organisation aufzuzeigen und nach Mitteln und 
Wegen zu suchen, durch die die UNO in die Lage versetzt werden kann, 
besser als ein Bürge des Friedens und der Gerechtigkeit und als Mittel-
punkt für die Harmonisierung des Handels der Nationen zu dienen. Dies 
war gerade die Idee ihrer Gründer, die eine Konferenz zur Überprüfung 
der Charta vorsahen, die auf der nächsten Jahressitzung unserer Ver-
sammlung einberufen werden soll.

Zusammenfassung
Die Bemühungen um die Herstellung des Friedens haben uns große 

Hoffnungen aber auch tiefe Enttäuschungen gebracht. Aber nach Tief-
punkten lebt immer neue Hoffnung auf. Namens der Regierung der Ver-
einigten Staaten möchte ich abschließend feststellen, daß wir überzeugt 
sind, daß der internationale Friede ein erreichbares Ziel ist. Das ist die 
Voraussetzung, von der alle unsere Planungen ausgehen. Wir geloben, 
niemals zu zaudern, uns niemals entmutigen zu lassen, sondern zuversicht-
lich und unermüdlich so zu handeln, daß der Frieden für uns ein allzeit 
verbindlicher Grundsatz des Handelns wird.

Wir wissen, daß wir dabei nicht allein stehen. Und das nicht nur 
darum, weil wir aus Nützlichkeitserwägungen Bündnisse und Pakte ein-
gegangen sind. Wir stehen nicht allein, weil der Geist des Friedens wie 
ein Magnet viele Menschen und viele Nationen verbindet und sie zu einer 
loyalen Partnerschaft für den Frieden zusammenschweißt.



HELMUT KRAUSNICK

Zur Geschichte und Bedeutung des 20. Juli
Den folgenden Ausführungen liegt ein Vortrag zugrunde, der am 20. Juli 1954 im Rahmen einer Feierstunde 
gehalten wurde, die der Kreisjugendring in Saulgau/Württ. veranstaltete.

In seinem Buche „Geist der Freiheit“ hat 
Eberhard Zeller den 20. Juli das einzige sinn-
bildliche Ereignis unserer Zeit genannt. Wir 
werden zu erkennen haben, worin dieser sym-
bolische Charakter des Ereignisses liegt. Zu-
nächst dürfen wir eines feststellen: Es handelt 
sich beim 20. Juli nicht in jener Art und jenem 
Grade um einen „historischen" Vorgang, wie 
etwa bei dem 18. Januar 1871, dem 9. Novem-
ber 1918 oder dem 30. Januar 1933. „Der 
20. Juli" enthält eine im weitesten Sinne po-
litische Problematik, die trotz seines äußeren 
Fehlschlages uns als Volk und als Menschen 
schlechthin auch heute nicht losläßt; er ist ein 
zukunftsträchtiges Ereignis in der vollen Be-
deutung des Wortes, das uns zur Stellung-
nahme zwingt. Wer aber gewissenhaft zu ihm 
Stellung nehmen will, muß gleichsam ein Be-
kenntnis ablegen. Denn das Ereignis rührt an 
letzte Fragen des Menschlichen überhaupt. 
Eine klärende Auseinandersetzung mit seinem 
inneren Gehalt, seinen zeitlosen Problemen ist 
Voraussetzung dafür, fortwirkende Konflikte 
zu lösen und Entscheidungen recht zu treffen, 
vor die wir heute oder in Zukunft gestellt 
werden. Der Pädagoge Erich Weniger sagt: 
.Lassen wir das Urteil in der Schwebe, kön-
nen wir nicht in allen wesentlichen Bezügen 
zu einheitlichen Überzeugungen gelangen, so 
wird es auch schwerfallen, über die künftigen 
Wege des deutschen Volkes ins reine zu 
kommen."

Und worin liegt nun die Sinnbildlichkeit des 
Ereignisses? Ich meine, vor allem in dem Zei-
chen eines aktiven Protestes, das Männer ver-
schiedenster politischer Einstellung vor der 
Welt aufgerichtet haben als bewußte Abkehr 
Von Wesen und Handeln ihrer sittlich entarte-
ten Staatsführung, und zwar aufgerichtet ha-
ben ohne Gewähr für den äußeren Erfolg, 
ohne Rücksicht auf ihren Ruf und Nachruhm, 
letztlich aus einem Gebot des Gewissens her-
aus. Dieses Sinnbild, verschweigen wir es 
nicht, ist heute gefährdet. Gefährdet nicht nur 
durch die Trägheit des Herzens, ein schnelles 
Vergessen, durdi leichtfertiges Verkennen 
oder gar böswilliges Verzerren der entschei-
denden Beweggründe der Beteiligten. Es ist, 

und zwar begreiflicherweise, vielleicht am 
meisten deshalb gefährdet, weil wir rück-
schauend nur schwer den einzigartigen Um-
ständen gerecht werden können, unter wel-
chen es zu der Tat des 20. Juli kam. Die Ge-
fahr besteht, daß wir, je mehr wir uns zeitlich 
von dem Zustand der damaligen Rechts- und 
Staatsentwicklung entfernen, das Ereignis mit 
falschen Maßstäben messen. Dies gilt vor 
allem für eine nachwachsende Generation. Mit 
einem Wort: der Ausnahmecharakter der Um-
stände und der Gewissenslage, die zu diesem 
Ereignis geführt haben, muß erkannt und ver-
standen werden. Dabei dürfen wir die außer-
gewöhnliche Natur der Tat selbst durch keine 
Umschweife beschönigen oder entstellen. Das 
beispiellose Faktum etwa, daß hier Offiziere 
gegen das Staatsoberhaupt und ihren soge-
nannten Obersten Kriegsherrn, dem sie einen 
Eid geleistet hatten, die Waffe erhoben, muß 
vielmehr in seiner ganzen Bedeutung erkannt 
und erwogen werden. Wir wollen es uns nicht 
so leicht machen, darauf hinzuweisen, daß sich 
unter den Männern des 20. Juli solche befin-
den —• ich nenne nur Moltke, Yorck, Schwerin,

Die Zwiespältigkeit des Nationalsozialismus
Zum Verständnis der aktiven Widerstands-

handlungen gegen die Staatsgewalt des „Drit-
ten Reiches" ist es also erforderlich, uns die 
Bedingungen und Umstände des deutschen 
Lebens in der nationalsozialistischen Zeit in 
großen Zügen zu vergegenwärtigen. Das deut-
sche Volk war nach 1918 mit seinem Schicksal 
innerlich nicht fertig geworden. Mit drei Tat-
sachen vor allem konnten sich weite Kreise 
nicht abfinden: mit dem Sturz der Monarchie, 
mit dem verlorenen Krieg und mit der Unter-
zeichnung des Versailler Vertrages. Die rasch 
improvisierte Demokratie von Weimar aber 
stand von Anfang an unter ungeheuren Bela-
stungen: dem seelischen Druck der Nieder-
lage, den Verpflichtungen aus einem harten 
Friedensvertrag, und nicht zuletzt zermürben-
dem Kampf mit wirtschaftlicher und sozialer 
Not. Die Gegner der Republik belasteten sie 

Schulenburg —, deren bloßer Name für Loya-
lität und Treue gegenüber den Forderungen 
des Gemeinwesens zu bürgen scheint Wir 
wollen auch einer aufrichtig gemeinten Be-
sorgnis derer nicht ausweichen, die von einer 
positiven Würdigung der Männer des 20. Juli 
eine Gefährdung der Treue und Disziplin einer 
künftigen deutschen Wehrmacht befürchten. 
Gestehen wir es nur: Vielen ein Wegweiser 
zur inneren Erneuerung, manchen ein Ärger-
nis oder doch ein heikler Tatbestand — das 
gilt heute vom 20. Juli. Um so mehr ist der 
Historiker aufgerufen und verpflichtet, die 
rechten Maßstäbe zur Beurteilung des dama-
ligen Handelns zu suchen. Ihm zumal fäll1 die 
Aufgabe zu, die Taten der Männer Ges Wider-
standes von neuem hineinzustellen .in die Ein-
maligkeit der konkreten geschichtlichen Situa-
tion, Umstände und Bedingungen ihres, Han-
delns aufzuzeigen und womöglich die einzig-
artige Atmosphäre heraufzubeschwören, in 
der jene Männer handelten. Die Erklärung der 
geschichtlichen Taten aus den Bedingungen 
und Umständen ihrer Zeit ist ja von jeher das 
eigentliche Anliegen historischer Betrachtung 
gewesen.

mit der Schuld an alledem. Auf die militärische 
Niederlage reagierte das verletzte Selbstge-
fühl der Nation mit der Legende vom Dolch-
stoß in den Rücken eines angeblich unbesieg-
ten Heeres. Vernunft und Geduld des deut-
schen Volkes reichten nicht aus, die allmäh-
lichen außen- und innenpolitischen Fort-
schritte der Weimarer Republik gerecht zu 
würdigen. So warf es sich, zumal im Sturm der 
Weltwirtschaftskrise, einer Bewegung in die 
Arme, die dem allgemeinen Unwillen den lau-
testen und wirkungsvollsten Ausdruck gab 
und die zugleich eine grundstürzende Ände-
rung der gesamten Verhältnisse durch eine 
nationale und soziale Erneuerung versprach. 
Ohne wirkliche Kenntnis der nationalsoziali-
stischen Ideologie, ohne Erkenntnis der frag-
würdigen Persönlichkeiten der nationalsozia-
listischen Führung, verknüpften die meisten 



mit dem Wollen der neuen Bewegung das, 
was ihnen selber an erwünschten Zukunfts-
zielen vorschwebte. „Geblendet durch den An-
schein höchster nationaler Energie" der neuen 
Staatsführung, wie Friedrich Meinecke sagt, 
leistete man ihr einen ungeheuren Vorschuß 
von Vertrauen. Nur ein Vorgang sei als 
Symptom festgehalten: Am Abend des 30. Ja-
nuar 1933 setzte sich in Bamberg ein junger 
Kavallerieoffizier in voller Uniform an die 
Spitze eines Fackelzuges, der die Machtergrei-
fung Adolf Hitlers feierte; es war Graf Stauf-
fenberg, der Mann der Tat des 20. Juli.

Das ursprüngliche Vertrauen, das Millionen 
dem Nationalsozialismus entgegenbrachten, 
machte im Laufe der Zeit einer Zwiespältig-
keit des Empfindens Platz, und diese Zwie-
spältigkeit des Empfindens entsprach nur 
der Zwiespältigkeit des Wesens und Han-
delns der neuen Staatsführung selbst. Einige 
Gegenüberstellungen mögen sie kennzeich-
nen: Sogenannte nationale Erhebung im 
Frühling 1933 auf der einen Seite — 
zwangsweise Einheitspartei mit willkürlicher 
Einweisung Widerstrebender in Konzentra-
tionslager auf der anderen; Gesetz zur Wie-
derherstellung des Berufsbeamtentums — in 
Wahrheit Besetzung der führenden Staats-
und Kommunalstellen durch Parteifunktio-
näre; Nationalfeiertag des 1. Mai und Vernich-
tung der Gewerkschaften; Bekenntnis zum po-
sitiven Christentum und schamloser Propagan-
dafeldzug gegen die christlichen Kirchen,

„Säuberung" unter SS Vorherrschaft
Auf die Spitze aber treibt das alles der 

schließlich von der Staatsführung entfesselte 
Krieg. Denn dieser Krieg enthob das Regime 
ja aller Rücksichten auf die Außenwelt und 
schuf so Bedingungen, unter denen sich die im 
Nationalsozialismus wirksamen Tendenzen 
vollends entfalten konnten. Er eröffnete 
gleichsam der Experimentierfreiheit der Macht-
haber einen Raum, der auf dem Höhepunkt 
des Kampfes fast das gesamte kontinentale 
Europa umfaßte. In den besetzten Gebieten 
kam dies teilweise noch klarer zum Ausdruck 
als in Deutschland selbst, wo die Staatsfüh-
rung den Erfolg der Anstrengungen eines 
ganzen Volkes im Dienste des Krieges nicht 
durch übermäßige seelische Belastung gefähr-
den wollte. So trat Hitler beispielsweise in 
der Kirchenfrage zeitweilig kürzer, obgleich 
sich nichts an seiner Entschlossenheit änderte, 
die Kirchen eines Tages zu beseitigen und 
das deutsche Volk aus seinem christlichen 
Herkommen zu lösen: „Wenn die äußeren 
Feinde am Boden liegen“, so erklärte der 
Gauleiter Robert Wagner am 12. Juni 1941 in 
Karlsruhe, „kommen die inneren Feinde dran-, 
es laufen noch solche mit Hermelin und Pur-
pur in deutschen Landen herum." Ein Jahr 
darauf bemerkte Hitler selbst zu Alfred Ro-
senberg, daß er nach dem Kriege mit entspre-
chenden Maßnahmen gegen die Kirche vorge-
hen werde; er glaube, er könne mit seiner 

Außerkraftsetzung persönlicher Gewissensbin-
dungen zugunsten ausschließlicher Verpflich-
tung gegenüber der totalen Partei; Wieder-
herstellung der allgemeinen Wehrpflicht und 
am gleichen Tage Verhaftung von hunderten 
ihrem religiösen Bekenntnis treuer Pfarrer; 
Proklamierung der Wehrmacht zum einzigen 
Waffenträger der Nation und fortschreitende 
Bewaffnung der SS; Ziel einer organischen 
Volksgemeinschaft und Erstickung des freien 
Gemeinsinns durch staatlichen Zwang auf 
allen Gebieten. Unterdessen planmäßige Zer-
setzung des Rechtsstaates. Mit dem Grund-
satz „Recht ist, was dem Volke nützt" wird 
der Rechtsgedanke überhaupt geleugnet. Oben-
drein ist für das, was dem Volke nützt, die 
Meinung des Staatsoberhauptes allein maß-
geblich. Mit der willkürlichen Ermordung po-
litischer Gegner ohne Gerichtsverfahren am 
30. Juni 1934 prägt das Regime sich endgültig 
aus, rückt die SS in die Stellung der mächtigen 
Organisation, die der weiteren Entwicklung 
des nationalsozialistischen Staates ihr Gesicht 
gibt. Eine „Atmosphäre des Argwohns” brei-
tet sich aus. Der wahre Sinn des totalen Staa-
tes aber enthüllt sich, wie Bundespräsident 
Theodor Heuss es ausgedrückt hat, in der 
„Verstaatlichung des Menschen" mit Hilfe 
einer in schlimmster Weise mißbrauchten mo-
dernen Technik. Ein Parteiidol wird zum Maß 
aller nationalen Dinge. Soweit wirklich noch 
eine Ideologie dem allen zugrunde liegt, ist es 
die des engsten biologischen Materialismus.

Autorität noch tun, was einem anderen später 
schwerfallen würde.

Seit Kriegsbeginn stand die innere Entwick-
lung Deutschlands im Zeichen zunehmender 
Vorherrschaft der SS. Himmler hat sie im 
Sinne verschwommen-romantischer Vorstel-
lungen als rassisch ausgelesene politische und 
militärische Elite zu einem Orden von Herren-
menschen gestalten wollen. Damit verknüpfte 
sich das andere Ziel, die SS personell und or-
ganisatorisch mit den verschiedenen Polizei-
formationen von Staat und Partei zu einem 
großen „Staatsschutzkorps" zu verschmelzen. 
Im sogenannten Reichssicherheitshauptamt 
hatte die ebenso skrupellose wie in ihrer Art 
überlegene Intelligenz Heydrichs ein Zentral-
organ geschaffen, das Deutschland und das 
besetzte Ausland mit einem Netz von Unter-
organen überzog, die alle Lebensbereiche kon-
trollierten und dirigierten. Allein die Ge-
heime Staatspolizei zählte in den Jahren 
1943—45 mehr als 40 000 Angehörige. Dazu 
kam die planmäßige Vermehrung der Waffen-
SS, mit der das nationalsozialistische Regime 
sich eine eigene Wehrmacht geben wollte. Sie 
zählte bei Kriegsende über 800 000 Mann, und 
niemand konnte daran zweifeln, daß s i e 
nach einem Siege das stehende Heer bilden 
würde, dessen Vorposten nach den vermesse-
nen Plänen der Staatsführung die Wacht am. 
Ural halten sollten, während seine Haupt-

macht die sogenannte „Ordnung“ eines natio-
nalsozialistisch beherrschten Europa garan-
tierte. Der in der SS gepflegte Geist des Her-
rentums aber hatte einen zunehmenden Ver-
zicht auf menschliche Rücksichten gegenüber 
der Umwelt notwendig im Gefolge.

Seit der Zeit der „wilden" Konzentrations-
lager der SA von 1933/34 mit ihren improvie-
sierten Terrorakten hatten die Konzentrations-
lager der SS längst ein System moralischer 
oder physischer Vernichtung des politischen 
Gegners entwickelt. Im Kriege stellte die 
Staatsführung Häftlinge für geheimste medizi-
nische Versuche zur Verfügung; sie hatten in 
vielen Fällen einen kaltblütigen Mord zur 
Voraussetzung ihres kriegswichtigen Nutzef-
fekts. Gegner dieser Menschenversuche be-
drohte Himmler als Hoch- und Landesverräter. 
Gewisse moderne, nicht auf Deutschland be-
schränkte, rein naturwissenschaftliche Auffas-
sungen der Medizin im Zeitalter des tech-
nisierten Gemeinwesens enthüllte hier ein to-
taler Staat in der vollen Furchtbarkeit ihrer 
letzten Konsequenzen. Den Krieg benutzte 
Hitler auch dazu, einen weiteren Plan natio-
nalsozialistischer Gedankenwelt, das soge-
nannte Euthanasie-Programm, durchzuführen. 
Danach sollte unheilbaren Kranken bei kri-
tischster Beurteilung ihres Krankheitszustan-
des der Gnadentod gewährt werden. Schon 
der zur Ermittlung des betroffenen Personen-
kreises versandte Fragebogen zeigte jedoch 
den wahren Sinn von Hitlers Erlaß; denn er 
machte den Grad der Arbeitsleistung und 
auch die Rasse zu wesentlichen Gesichtspunk-
ten für die Gewährung des Gnadentodes. 
Praktisch lief das Programm denn auch we-
sentlich auf die Beseitigung „unnützer Esser" 
hinaus. Die tiefgehende Erregung weiter 
Kreise, als diese Maßnahmen ruchbar wurden, 
das mutige Auftreten hervorragender Kirchen-
führer, zwangen Hitler in diesem Fall sogar, 
einen Schritt zurückzuweichen. Da er es nicht 
wagte, sich während des Krieges durch ein 
Gesetz zu seinen Handlungen zu bekennen, 
befahl er im August 1941 die vorläufige Ein-
stellung der Aktion. Ihre Handlanger und ihre 
Mittel sollten jedoch für eine noch weit 
schrecklichere Aufgabe verwendet werden.

Bereits am 30. Januar 1939 hatte Hitler als 
Ergebnis eines neuen Weltkrieges die Ver-
nichtung der jüdischen Rasse in Europa pro-
phezeit. Einmal ging man im Reich und in den 
besetzten Gebieten daran, den Juden durch 
eine endlose Reihe von Verboten jede Exi-
stenzmöglichkeit zu nehmen. Man brand-
markte sie mit dem gelben Stern, raubte ihnen 
jeden Rechtsschutz, ja übertrug ihre Strafge-
richtsbarkeit der Polizei. Damit nicht genug. 
Mit dem Plan zum Angriff auf Sowjetrußland 
verknüpfte sich bei Hitler spätestens im Früh-
jahr 1941 die Absicht, die dabei in deutsche 
Hand fallende jüdische Bevölkerung summa-
risch und systematisch zu vernichten. Er 
schritt damit zum größten Massenmord der 
Geschichte. Nach Beginn des Rußlandfeldzu-
ges wurden zunächst vier sogenannte Einsatz-
gruppen gebildet, - deren wichtigste und ge-



heimste Aufgabe darin bestand, den jüdischen 
Männern, Frauen und Kindern Umsiedlung 
vorzutäuschen, um sie sodann zu erschießen. 
Während dies geschah, liefen schon die Vor-
bereitungen für jene methodischer und unauf-
fälliger angelegte Vernichtung von Juden, für 
die der Name Auschwitz zum furchtbaren 
Symbol geworden ist. Teilweise wurde dabei 
das gleiche Personal verwendet, das bei der 
Durchführung des Euthanasie-Programms „Er-
fahrungen gesammelt“ hatte. Nicht weil sie 
sich etwas hätten zuschulden kommen lassen 
oder weil sie eine ernstzunehmende Gefahr

„Recht ist, was dem Volke nützt"
Es konnte nicht ausbleiben, daß das, was 

ein totaler Staat und seine Beherrscher taten, 
zu Reaktionen führte, die in manchen Erschei-
nungsformen nun ebenfalls alle normalen 
Maßstäbe sprengten. Hitlers übersteigerter 
Nationalismus hatte die pessimistische Vor-
aussage Grillparzers einer Entwicklung von 
der Humanität über die Nationalität zur Be-
stialität Wahrheit werden lassen. Nach dem 
erwähnten Prinzip „Recht ist, was dem Volke 
nützt", wurden vollends im Kriege willkür-
lich Urteile gesprochen, bereits gesprochene 
verschärft, elementarste Grundrechte verletzt, 
der Gedanke der Nächstenliebe geächtet und 
damit die Fundamente der abendländischen 
Ordnung erschüttert. Die Umwertung und 
Entwertung aller Werte, die Hitler selbst her-
aufbeschworen hatte, konnte nun aber auch 
vor dem „spezifischen Patriotismus“ nicht halt 
machen: Hitlers frivolem Wort von den „lä-
cherlichen Fesseln einer sogenannten Humani-
tät" konnte nur jene Rückbesinnung auf das 
elementar Menschliche entsprechen, die das 
einigende Band der deutschen Widerstands-
gruppen werden sollte. Wohl gab den Haupt-
trägern des Widerstandes zunächst das Gefühl 
der Mitverantwortung für das wahre Interesse 
der eigenen Nation den Anstoß zum Handeln. 
Doch dieses wahre Interesse der deutschen

Vielfältige Opposition
Stets und zumal im Kriege hat das national-

sozialistische Regime es meisterlich verstan-
den, die Besten des Volkes in Gewissenskon-
flikte darüber zu stürzen, was sie ihrem stän-
dig und allseitig gefährdeten Gemeinwesen 
recht eigentlich schuldeten. Es war denn auch 
ein Weg fortgesetzter innerer Konflikte, der 
eine Elite der Nation zur äußersten Konse-
quenz des aktiven Widerstandes, zur Verlet-
zung formaler Loyalität und endlich zum At-
tentat auf das Staatsoberhaupt trieb. Die Or-
ganisation des totalen Staates und seine ge-
schickte Behandlung der breiten, großenteils 
religiös indifferenten Massen bedingte es, daß 
es nicht zu einer eigentlichen „Bewegung" des 
Widerstandes kam. Die für eine erfolgreiche

* Auflehnung notwendige Einmütigkeit des 
+ .• Handelns war überdies unter dem Polizei-’ 

darstellten, wurden hier Menschen getötet. 
Allein einer Theorie, einem irrationalen Prin-
zip zufolge, aber nach einer höchst rationalen 
Methode wurden sie, lediglich ihrer biologi-
schen Existenz halber, wie Ungeziefer ver-
nichtet. Die Gesamtzahl der Opfer muß auch 
heute noch auf 41/2 bis 6 Millionen geschätzt 
werden. Die Sorgfalt, mit der die nationalso-
zialistische Staatsführung diese Ausrottung 
getarnt hat, beweist, daß sie in ihrer Juden-
politik längst die Grenzen dessen überschrit-
ten wußte, was eine Mehrheit des eigenen 
Volkes billigen würde.

Nation stand mit einer europäischen Verant-
wortlichkeit für sie nicht im Widerspruch. Die 
Reinigung des eigenen Hauses erschien 
schließlich als die moralisch-politische Voraus-
setzung für Deutschlands Wiedereintritt in den 
Kreis der christlichen Völker. Ja, Idealisten 
erhofften in der erlebten Solidarität der ver-
schiedenen nationalen Widerstandsbewegun-
gen gegen totalitäre Unmenschlichkeit eine 
zukunftsträchtige Grundlage für ein neues 
Europa. Es ist diese geistige und politische 
Ausnahmesituation, die wir uns vergegenwär-
tigen müssen, wenn wir zum Verständnis des 
Widerstandes vordringen wollen. Nichts unhi-
storischer und also ungerechter, als Haltungen 
und Handlungen, die dem Gebot des Gewis-
sens in einer unvergleichbaren geschichtlichen 
Lage in einem entarteten Staatswesen ent-
sprangen, nach den für „normale“ Zeiten üb-
lichen Maßstäben zu beurteilen oder gar zu 
verurteilen. Die konsequentesten Vorkämp-
fer des Widerstandes selbst waren anderer-
seits nicht geneigt, ihr Verhalten zur Richt-
schnur, zu einem sittlichen Prinzip für alle zu 
erheben. Sie blieben sich im Sinne des Pfar-
rers Bonhoeffer demütig bewußt, daß ein ver-
antwortliches Handeln, wie sie es vollzogen, 
letzten Endes auf die Gnade Gottes angewie-
sen bleibt.

regiment kaum realisierbar. Man hat daher zu-
treffend von einer „Vielfalt oppositioneller 
Kreise" gesprochen, „die sich gegenseitig 
überschnitten" (Schlabrendorff). Die meisten 
Gegner des Regimes fanden moralischen Rück-
halt und seelischen Kraftquell im Widerstand 
der beiden christlichen Kirchen. Doch unbe-
schadet des entschlossenen Protestes vieler 
ihrer Führer gegen Rassenwahn und Euthana-
sie konnte es nicht Sache der Kirchen sein, 
selber in den politischen Kampf einzugreifen. 
Die alten Parteien und die Gewerkschaften 
aber waren zerschlagen, ihre Vorkämpfer bei 
allem Mut gegenüber der Staatsgewalt ohn-
mächtig. So richteten sich die Blicke der Oppo-
sition; in der sich Angehörige der ehemaligen 
Parteien, der Gewerkschaften, der-Beamten- -
schäft und der Geistlichkeit mit hervorragen- . 

den Einzelpersönlichkeiten zusammenfanden, 
mehr und mehr auf die Armee.

Es gab in dieser Armee nachgerade zahl-
reiche grundsätzliche Gegner des entarteten 
Regierungssystems. Doch ihr durch Hitlers 
Aufrüstung rasch verstärktes und verjüngtes 
Offizierkorps war kein einheitliches Gefüge 
mehr. Im übrigen setzten die soldatischen 
Überlieferungen politischem Handeln aus eige-
ner Verantwortung von Hause aus enge Gren-
zen. Eine Armee sieht in normalen Zeiten in 
sich selbst mit vollem Recht das zuverlässige 
Instrument einer Staatsführung und 
bleibt dem politischen Tageskampf fern. Lange 
Zeit haben die höchsten Befehlshaber der 

Schon in den Jahren nach 1918 unter dem Ge-
neralobersten von Seeckt hatte eine gewisse 
Kluft zwischen ihrem Denken und ihrem Han-
deln bestanden. Sie hatten sich daran gewöhnt, 
dem innerpolitischen Leben des Volkes, der 
republikanisch-demokratischen Staatsform im 
besonderen, mit kühler Reserve gegenüberzu-
stehen und doch um des Ganzen willen ihren 
Dienst zu tun. Es hieß, die Armee sei „unpo-
litisch" oder doch „überparteilich". Unter dem 
nationalsozialistischen Regime hatte sich das 
höhere Offizierskorps unter wachsenden inne-
ren Vorbehalten gegen den politischen Kurs 
zunächst ebenfalls in die „reine Sachlichkeit 
des Dienstes gerettet“. Aber schließlich er-
kannte eine zunehmende Zahl, daß diese über-
steigert unpolitische Haltung darauf hinaus-
lief, offenkundige Verbrechen zu dulden. In-
des, die Wehrmacht hatte am Todestage Hin-
denburgs, am 2. August 1934, nicht dem Staat, 
nicht Deutschland, sondern dem Staatsober-
haupt Adolf Hitler persönlich einen Treueid 
geleistet. Sie hatte diesen Eid zwar unter An-
rufung Gottes geschworen, aber dies ver-
stärkte für die meisten nur die Bindung an 
Hitler. Wenige standen fest und tief genug in 
der christlichen Überlieferung, um klar zu er-
kennen, daß ein Eid, der bei Gott geschworen 
ist, nie und nimmer dazu zwingen kann, Gott 
zu beleidigen und gegen seine Gebote zu ver-
stoßen. Hitler aber gab durch das, was er mit 
seinem Handeln und seinen Befehlen der 
Wehrmacht zumutete, dem geleisteten Eid im-
mer wieder einen Inhalt, der für Gott gar nicht 
annehmbar war. Die Anrufung Gottes im Eide 
sollte Hitler freiere Hand geben, über die Eid-
nehmer zu verfügen, und sie gab ihm tatsäch-
lich freiere Hand dazu, weil das christliche 
Element in der Haltung der Eidnehmer zur 
Form, zum bloßen Habitus erstarrt war. Letz-
ten Endes band so der Gewissenlose mit dem 
Namen Gottes die Gewissenhaften. Man 
braucht die Verteidigung der Tat des 20. Juli 
also keineswegs mit einer Infragestellung der 
Heiligkeit des Eides zu verknüpfen. Es steht 
vielmehr durchaus mit den uralten Auffassun-
gen, der Kirche im Einklang, wenn man darauf 
hinweist, daß der Eid den Menschen nicht von 
seinem Gewissen entbinden kann, sondern 
daß der Inhalt des ehrlichen Gewissens den 
Inhalt des erlaubten Eides begrenzt. So haben 
die Männer des 20. Juli ihren Eid nicht gebro- , , 



dien, sondern ihn unter er
1

schwerten Umstän-
den gehalten und verteidigt. )

Und auch der Frage will ich nicht auswei-
chen, ob sich eine Anerkennung und Billigung 
der Haltung der Widerstandskämpfer mit dem 
Gehorsam und der Disziplin verträgt, ohne die 
eine Armee nicht bestehen kann. Wer diese 
Frage verneint, verkennt die unabdingbaren 
Voraussetzungen dieses Gehorsams: das Ver-
trauen des Gehorchenden nämlich, daß der 
Vorgesetzte nichts befiehlt, was offenkundig 
unsittlich ist oder zum Verbrechen auffordert. 
Der einzelne Soldat und Offizier kann nur 
dann vor sich selbst bestehen, wenn er das 
Vertrauen hat, von seinem Vorgesetzten nicht 
mißbraucht zu werden. Wer den Sinn des unbe-
dingten Gehorsams darin erblickt, das Gewis-
sen des Gehorchenden zum Schweigen zu 
bringen, der fördert nicht, sondern untergräbt 
den soldatischen Gehorsam. Eine Gewähr da-
für, daß der Soldat seinerseits hier nicht vor-
schnell urteilt, liegt gerade in seinem sicheren 
Bewußtsein, daß der Befehlende selber gewis-
senstreu ist. Auch dies sind nicht private Mei-
nungen, sondern die gewissenhaft erwogenen 
Auffassungen anerkannter Moraltheologen. 
Man kann denn auch gewiß nicht sagen, daß 
die Männer des militärischen Widerstandes 
vorschnell geurteilt hätten. Schon nach der Er-
mordung zweier ihrer einst prominentesten 
Generale, Schleicher und Bredow, am 30. Juni 
1934, erst recht aber nach der mit schimpflich-
sten Mitteln von Hitler selbst, wie wir heute 
wissen, inszenierten Absetzung ihres Oberbe-
fehlshabers Fritsch, hätte man vom Offiziers-
korps an sich eine andere Reaktion erwarten 
können. Ihr Ausbleiben deutet darauf hin, daß 
auch für dieses, wie Hitler einmal sagte, „letzte 
weltanschaulich noch nicht angefressene Ele-
ment“ die traditionelle Haltung an innerer 
Kraft verloren hatte, überdies war die Gene-
ralität von Bedenken erfüllt, ob eine Aktion 
ihrerseits den notwendigen Widerhall oder 
die wenigstens nachträgliche Billigung der 
Truppe und des Volkes finden würde. Es be-
durfte daher einer Lage von so außerordent-
lichem Charakter wie die des Sommers und 
Herbstes 1938, einer Lage, die sie gerade als 
Soldaten anging, um einige der hervorra-
gendsten Generale zu den äußersten Konse-
quenzen zu führen.

Und wie hat Hitler selbst das Problem des 
„militärischen Widerstandes” gegen die 
Staatsgewalt beurteilt? Eine Frage, auf welche 
die Antwort ebenso überraschend ist wie die 
Frage selbst. Denn sie darf lauten: Kaum 
einer hat besser die Haltung der Männer des 
20. Juli und gerade der Offiziere im voraus 
gerechtfertigt als er. Ich will zum Beweis da-
für nicht die bekannten Stellen aus seinem 
Buch „Mein Kampf" zitieren, wo es u. a.

1) Ich verweise hierzu und zum folgenden Ab-

pert Angermair in seinem Gutachten im Remer-
Prozeß im März 1952 in Braunschweig (vgl. Sonder-
ausgabe der Wochenzeitung „DAS PARLAMENT* 

„Befehl und Gewissen" in der Scholastica in Mün-
chen am 15. Juli 1954. 

heißt: „Wenn durch die Hilfsmittel der Re-
gierungsgewalt ein Volkstum dem Untergang 
entgegengeführt wird, dann ist die Rebellion 
eines jeden Angehörigen eines solchen Vol-
kes nicht nur Recht, sondern Pflicht, Men-
schenrecht bricht Staatsrecht*. Ich will viel-
mehr einige Sätze aus einer kaum bekannten 
Hitler-Rede vom 15. März 1929 anführen, die 
genau der Problematik unseres Themas gilt. 
Damals, als Feind der demokratischen Repu-
blik, hat Hitler klar und zutreffend ausge-
sprochen, daß es für die unpolitische Haltung 
einer Armee eine Grenze gibt, wenn es um 
die letzten moralischen Werte ihres Volkes 
geht. Leidenschaftlich wandte er sich zunächst 
dagegen, daß eine Armee Selbstzweck sei, 
daß sie sich als toter Mechanis-
mus jeder Regierung zurVerfü-
gung stelle, möge diese selbst aus 
einem Volke Riemen schneiden. 
Mit beißender Ironie widerlegte er sodann 
die Auffassung, daß eine Armee unter allen 
Umständen unpolitisch bleiben müsse: „Po-
litik und Wehrmacht“, rief er höh-
nend aus, „müssen getrennt, voll-
kommen getrennt werden, d. h. die 
Politik wird von Gaunern ge-
macht, und an die Spitze der 
Wehrmacht müssen unpolitische 
Köpfe treten,gänzlich unpoliti-
sche Köpfe. Dann allein kann das 
Gaunertum ein Volk mit aller 
Seelenruhe beherrschen, dann 
hat das Gaunertum die offizi-
ellen Machtmittel zur Seite, 
dann kann das Parteitum eine 
Nation zugrunde r i c h t e n .“ Er, der 
später nie eine selbständige Offiziersehre gel-
ten ließ, prägte damals den Satz: „Glau-
ben Sie mir, es ist entsetzlich, 
wenn O f f i z i e r s e h r e sich nicht 
mehr deckt mit dem höchsten 
Ehrbegriff an sich.* Und diesem Satz 
folgen, immer aus dem Munde Hitlers, wei-
tere gewichtige Worte: „Sobald über-
haupt der Offizier", betonte Hitler, 
hier ins Wanken geraten kann, 
sobald er überhaupt nur glaubt, 
sich auf irgendeiner mittleren 
Linie mit den Zerstörern des 
Vater1andes,die er tausendfach 
vor sich enthüllt und entlarvt

Auflehnung gegen Hitlers Kriegspläne
Doch zurück zum Herbst 1938. Damals for-

derte der Generalstabschef Ludwig Beck zu-
nächst auf Grund der fachlichen Verantwor-
tung der Generalität ihre Auflehnung gegen 
die Volk und Staat gefährdenden Kriegspläne 
Hitlers. Seine Opposition wurde jedoch über 
militärisch-politische Erwägungen hinaus von 

strebte daher auch eine Säuberungsaktion 
zur Wiederherstellung geordneter Rechtszu-

schritt der Generale scheiterte indes an den 

sehen muß, vielleicht dochtref-
fen zu kö n n e n , s o b a 1 d erdastut, 
verläßt er seine Stellung. Im 
selben Augenblick.., bricht et-
was zusammen, was früher fast 
graniten und unerschütterlich 
schien... entfernt er sich vom 
Herzen seines Volkes.“ Und Hitler 
verwehrte dem Offizier — wenn die höchsten 
moralischen Werte dieses Volkes auf dem 
Spiel standen — jedes Ausweichen vor der 
Verantwortung, indem er fortfuhr: „Man 
spreche sich nicht frei von 
Schuld! Es gibt keine Armee, die 
nur Selbstzweck hätte, sondern 
ihr Dienst heißt Dienst an der Na-
tion. Sie brauchen zunächst ein 
Volk, das gesund ist. Sie als Offi-
ziere können nicht sagen, uns ist 
das gleich, wie die Nation aus-
sieht, ob sie vergiftet oder verpe-
stet ist, ob sie an Gott glaubt oder 
nicht. Das können Sie nicht sa-
gen. Sie brauchen das alles, 
sonst ist ihre ganze Tätigkeit nur 
oberflächlich, nur Scheintat.* 
Hitler hatte im Jahre 1929 dies im Hinblick 
auf eine „marxistische* Diktatur gesagt, die 
er seinen Zuhörern als Schreckgespenst vor-
hielt. Aber es ist, als ob er das Schicksal 
der deutschen Wehrmacht unter seiner eige-
nen Herrschaft hätte prophezeien wollen, 
wenn er folgendermaßen schloß: „Büttel 
des neuen Regiments könnenSie 
dann sein und politische Kom-
missare, und wenn sie nicht funk-
tionieren, werden Weib und Kind 
hinter geschlossene Riegel ge-
setzt (!). Und wenn Sie dann im-
mer noch nicht funktionieren, 
fliegen Sie hinaus und werden 
vielleicht an dieWand gestellt; 
denn ein Menschenleben gilt 
wenig bei denen, die ein Volk 
vernichten wollen.' Das Bild entarte-
ter Rechts- und Staatsverhältnisse unter einer 
totalen Parteiherrschaft, wer hätte es, mit al-
len Gowissenskonflikten und -geboten für 
den ethisch verwurzelten Offizier besser vor-
auszeichnen können, als der Mann, dessen 
hemmungsloser Machtwille imstande war, es 
zu verwirklichen?

Bedenken des Oberbefehlshabers von Brau-
chitsch. Mit dessen Duldung kam es dann 
nach dem Rücktritt Becks von Seiten seines 
Nachfolgers Halder, in Verbindung mit Gene-
ral von Witzleben und dem Kreis um den 
Staatssekretär von Weizsäcker, zu einem 
neuen Aktionsplan gegen Hitler. Man rech-
nete für den Fall, daß der deutsche Diktator 
kriegerisch gegen die Tschechoslowakei vor-
ging, mit dem bewaffneten Eingreifen Eng-
lands und Frankreichs, das in der damaligen 
Lage Deutschlands in den Augen aller Ein-



sichtigen zu seinem Verderben führen mußte. 
Man trat auf verschiedenen Wegen an Eng-
land heran. Dort aber fehlte nicht nur die 
nötige Erkenntnis der Situation und der wah-
ren Ziele Hitlers. Der britische Regierungs-
chef Chamberlain wagte es auch nicht, seine 
Politik auf die ungewisse Kraft der deutschen 
Widerstandsbewegung aufzubauen, und zog 
den scheinbar größere Sicherheit bietenden 
Weg eines Kompromisses mit Hitler vor. Er 
käm Hitler so weit entgegen, daß diesem 
keine andere Möglichkeit blieb, als auf die 
nachweisbar geplante kriegerische Zerschla-
gung der Tschechoslowakei zu verzichten und 
sich einstweilen mit der Abtretung der sude-
tendeutschen Gebiete zu begnügen. So wurde 
der geplanten Aktion Halders und Becks der 
Boden entzogen und Hitler ein neuer, schein-
bar vollständiger Triumph zuteil.

Es hängt mit diesem und weiteren Erfolgen 
des Diktators, mit den Hoffnungen auf die 
Bildung einer Friedensfront der Gegner Hit-
ler-Deutschlands, mit dem Erfolg der deut-
schen Rußland-Politik und mit den Schwan-
kungen Hitlers selbst vor der schließlichen 
Entfesselung des Krieges zusammen, wenn 
es in den elf Monaten nach München zu kei-
ner neuen entscheidenden Widerstandshand-
lung kam. Persönliche Momente und vor al-
lem die psychologischen Nachwirkungen des 
Fehlschlages von 1938 mögen dabei mitge-

Dr. Goerdeler
Allmählich haben sich verschiedene Expo-

nenten und Gruppen des Widerstandes als 
solche schärfer ausgeprägt. Wenn Beck der 
„Kopf“ der Opposition blieb, so wurde der 
ehemalige Reichskommissar und Leipziger 
Oberbürgermeister Dr. Goerdeler ihr „Herz". 
Seit Jahren in verzweigten Beziehungen zu 
Gegnern des Nationalsozialismus im In- und 
Ausland, redete er, der vorgesehene Kanzler 
einer kommenden Regierung, namentlich den 
zögernden Generalen ins Gewissen. Goerde-
ler wollte letztlich nur eine Grenzlinie aner-
kennen, die zwischen „anständig" und „un-
anständig.“ Seine „Demokratie der zehn Ge-
bote" forderte gegenüber dem „großen Irr-
tum" der materialistischen Gesinnung eine 
Rückkehr zu den christlich-humanistischen 
Überlieferungen der Menschenwürde, der Ge-
rechtigkeit und der Wahrheit. Dezentralisie-
rung und Föderalisierung sollten den politi-
schen Bereich entmechanisieren. Goerdeler 
dachte an einen reformierten Reichstag und 
ein Oberhaus auf ständischer Grundlage. Oh-
ne reaktionär im gewöhnlichen Sinne des 
Wortes zu sein, entbehrte Goerdelers Zu-
kunftsbild bei aller sozialen Aufgeschlossen-
heit nicht gewisser bürgerlich-konservativer 
Züge, namentlich in seinem Wirtschaftspro-
gramm. Darin unterschied sich von ihm schon 
der als Außenminister vorgesehene Botschaf-
ter von Hassel, Aristokrat und Berufsdiplo-
mat, aber vor allem ein Mensch von europä-
ischer Kultur, weltoffenem Sinn und tiefem 

spielt haben. Pläne nach Kriegsausbruch, die 
Generaloberst von Hammerstein entwarf, 
scheiterten, wie noch oft in der Folgezeit, an 
Zufällen. Die Gelegenheit der schauerlichen 
Übergriffe der SS in Polen wurde versäumt. 
In dem Ringen um eine Westoffensive ver-
sagte sich die Führung des Heeres schließlich 
in tiefer Skepsis einer Aktion gegen Hitler. 
Die Bedrohung Deutschlands durch den Krieg 
und die Gefahr einer neuen Dolchstoßlegende 
mußten die Verantwortung der Opposition 
selbst noch steigern. Sie legten ihr nahe, in 
Verhandlungen mit dem Gegner günstige 
außenpolitische Voraussetzungen für ihr Vor-
gehen im Innern zu schaffen. Jede weitere 
Ausdehnung des Krieges durch neue Offen-
siven und Neutralitätsbrüche Hitlers aber 
drohten der Aktion „eines anderen Deutsch-
land“ den politisch-moralischen Boden zu ent-
ziehen. Erwägungen solcher Art bestimmten 
die Haltung Becks und seiner Getreuen im 
Laufe jener Friedensgespäche mit England, 
die im Winter 1939/40 durch Dr. Joseph Mül-
ler in Rom geführt wurden, bis Hitlers Offen-
sive im Westen ihnen ein Ende machte. Die 
darauf folgende Reihe von Siegen Hitlers 
entzog der Opposition weitgehend die psy-
chologischen Voraussetzungen zum Handeln. 
Erst der russische Winter von 1941/42 schuf 
wieder Klarheit über die Lage für breitere 
Schichten.

Rechtsgefühl, auf dem die in deutschem Na-
men begangenen Verbrechen lasteten. Unab-
lässig suchte er, ebenso wie der Legationsrat 
von Trott zu Solz, in Fühlungnahme mit Eng-
land und Amerika den Umsturzplan durch Si-
cherung erträglicher Friedensbedingungen zu 
fördern. Hassel und der preußische Finanz-
minister Popitz, Wissenschaftler von klassi-
scher Prägung und Verwaltungsfachmann mit 
autoritäten Tendenzen, vertraten mehr plan-
wirtschaftliche und staatssozialistische Auf-
fassungen. Mit dem politisch und sozial radi-
kaleren Flügel des Widerstandes, den Sozia-
listen, berührte sich Goerdeler mindestens in 
allgemein menschlichen, christlichen und kul-
turellen Grundüberzeugungen. Goerdeler und 
Beck selbst fanden sich in gegenseitiger Ach-
tung mit dem zum Vizekanzler ausersehenen 
Wilhelm Leuschner, der die Zellen der Ge-
werkschaftsbewegung wieder zu beleben 
suchte. In dem gewandten Organisator und 
Unterhändler Leuschner, dem hochbegabten, 
kraftvollen Carlo Mierendorff, dem tief religi-
ösen Haubach, sowie in Adolf Reichwein, ent-
stand eine neue, dem Gedanken der Nation 
mehr als bisher aufgeschlossene sozialistische 
Führerschaft. Nach Mierendorffs Tod (durch 
Luftangriff) spielte der politisch erfahrene, 
zum Innenminister vorgesehene Dr. Julius 
Leber, auch durch seinen Einfluß auf Stauffen-
berg, eine immer wichtigere Rolle. Neben den 
sozialistischen bildeten die christlichen Ge-
werkschaften unter Jakob Kaiser, Letterhaus,

Gross und Prälat Müller für die Opposition 
ein Netzwerk von Zellen. Ein geistiges wie 
praktisches Bindeglied zwischen der bürger-
lichen und der sozialistischen Gruppe aber bil-
dete der politisch und sozial im besten Sinne 
„radikale" Kreisauer Kreis des Grafen Hel-
muth James Moltke, der dem Oberkommando 
der Wehrmacht als Berater für Internationa-
les Recht angehörte. Männer verschiedenster 
Lebenskreise, Aristokraten, Sozialisten, Ka-
tholiken und Protestanten erwogen hier weni-
ger die Beseitigung Hitlers als den künftigen 
Neubau Deutschlands auf christlicher und so-
zialistischer Basis. Moltke hat die Gefahren 
des nationalsozialistischen Nihilismus für die 
menschliche Substanz wohl am klarsten er-
kannt und formuliert. Er neigte dazu, den un-
heilvollen Prozeß im Sinne einer Läuterung 
ungehindert ablaufen zu lassen: Mit der Er-
kenntnis, daß „Sünde war, was geschah", mit 
der gewonnenen Einsicht, daß „das Bild des 
Menschen im Herzen unserer Mitbürger wie-
deraufgerichtet werden“ müsse, würde sich 
schließlich die göttliche Ordnung als der not-
wendige Maßstab der Beziehungen zwischen 
Menschen und Völkern erweisen. Der Krei-
sauer Kreis brach mit den bürgerlich-libera-
len Vorstellungen des 19. Jahrhunderts. Er 
forderte nicht nur eine weitgehende Dezen-
tralisierung des Staates, sondern auch einen 
„geordneten Leistungswettbewerb“ in der 
Wirtschaft unter Auflösung monopolistischer 
Bildungen und Nationalisierung der Grund-
industrien, ferner weitgehende Selbstverwal-
tung der Betriebe unter gesteigerter Beteili-
gung der Arbeiter an Organisation und Er-
trag. Hierin und auch in der größeren Prä-
gnanz seines Verfassungs-Entwurfs schied 
sich der Kreisauer Kreis bewußt von Goerde-
ler, dessen Stellung überdies durch die wach-
sende Bedeutung Stauffenbergs und der Sozi-
alisten beeinträchtigt wurde.

Canaris und Oster
Eine Mittlerrolle mehr praktischer Art zwi-

schen den Widerstandsgruppen hat der Kreis 
der militärischen „Abwehr“ unter Admiral 
Canaris und General Oster gespielt. Der 
hochgebildete, feinnervige, in seinem vielge-
sichtigen Wesen schwer erfaßbare Canaris 
war schon als ausgesprochener, wenn auch 
höchst realistischer Intellektueller zum Fein-
de. Hitlers und seiner Gewaltpolitik vorbe-
stimmt. Entschieden ist er gegen die völker-
rechtswidrige Behandlung und Erschießung 
bestimmter Kategorien sowjetrussischer 
Kriegsgefangener aufgetreten, die, wie Hit-
lers ganze Ostpolitik, nach seiner Überzeu-
gung „die Mobilisierung aller inneren Gegen-
kräfte“ Rußlands „zu einer einheitlichen 
Feindschaft" gegen Deutschland förderte. Im 
ganzen hat Canaris selbst, frühzeitig pessi-
mistisch gestimmt, in eher abnehmendem 
Grade sich aktiv und führend am Widerstand 
beteiligt, sondern mehr andere wirken lassen 
und sie abgeschirmt. Dies kam namentlich 
seinem aus eigener Initiative handelnden 



Stabschef Oster zugute. Dieser untadelige 
Offizier des ersten Weltkrieges rang sich bis 
zur letzten Konsequenz des „objektiven Lan-
desverrats“ — jedoch um des Vaterlandes 
willen, gegen seinen offenkundigen Verder-
ber — durch. Man mag sich zu der Tatsache, 
daß Oster den Termin der Westoffensive dem

Dietrich Bonhoeffer
Dem Kreise Osters nahe und doch für sich 

allein steht der geniale Problematiker solchen 
„verantwortlichen Handelns“ im Widerstreit 
der Pflichten, der lebensfrische evangelische 
Pfarrer Dietrich Bonhoeffer — dem auf ka-
tholischer Seite etwa der Jesuitenpater Delp 
entspricht. Vergeblich hat sich Bonhoeffer be-
müht, durch Vermittlung ausländischer Kir-
chenführer von den Alliierten die Zusage zu 
erlangen, daß ihre Haltung gegenüber einem 
Deutschland ohne Hitler eine andere wer-
den würde. Um die Jahreswende 1942/43 
sprach Bonhoeffer in einem Rechenschafts-
bericht das entscheidende Wort: „Die große 
Maskerade des Bösen", das „in so vielen ehr-
baren und verführerischen Verkleidungen"

Stauffenberg
Diese Tat auf eigenste Verantwortung hat 

der 35jährige, schwerkriegsversehrte Oberst 
Klaus Graf Schenk von Stauffenberg getan. 
Hochbegabt und nicht ohne Selbstgefühl, doch 
mit ungewöhnlichem Charme ausgestattet, hat 
seine lebensvolle ungezwungene Persönlich-
keit sich mit einer ihr innewohnenden Natur-
kraft in ihren jeweiligen Lebenskreisen durch-
gesetzt. Er erschien als der gegebene Führer 
jener jüngere- Gruppe höherer Offiziere, die 
im militärischen Widerstand etwa seit 1942 
und namentlich seit Stalingrad in den Vorder-
grund trat. Bayerischer Katholik und Nach-
fahre Gneisenaus war Stauffenberg in der gei-
stigen Welt Stefan Georges beheimatet. Sei-
ner musisch bestimmten, allem Lebendigen 
aufgeschlossenen Art entsprach ein wesenhaf-
ter Gegensatz zu einem Regierungssystem, 
das statt organischer Gliederung und Entfal-
tung eine politische Lebensgemeinschaft zum 
lenkbar-seelenlosen Machtapparat abgerichtet 
hatte. Weitverzweigte Beziehungen verbanden 
Stauffenberg, der offenbar den Sozialisten Dr. 
Leber als Kanzlerkandidaten Goerdeler vor-
zog, auch mit den meisten nichtmilitärischen 
Führern des Widerstandes. Durch seinen Vet-
ter Peter Graf Yorck von Wartenburg dem 
Kreisauer Kreis nahe, ist Stauffenberg im 
Grunde auf kein Programm und keine Gruppe 
festzulegen. Allem Anschein nach hat auch 
Stauffenberg Hitlers Gewaltpolitik gegenüber 
den russischen Menschen als eine unverant-
wortliche Herausforderung des Ostens verur-
teilt, hat er auch jene „Bruderschaft der Unter-
drückten* (Trott) gegen totalitäre Unmensch-
lichkeit im Hinblick auf ein künftiges Europa 

holländischen Militärattache mitgeteilt hat, 
stellen, wie man will: daß er aus reinen Mo-
tiven handelte, duldet keinen Zweifel — wie 
er auch richtig erkannt haben wird, daß 
damals der Krieg die entscheidende Auswei-
tung zu erfahren drohte, die Deutschland ins 
Verderben riß.

erschienen sei, habe alle überlieferten ethi-
schen Begriffe verwirrt. So scheine es dem 
Deutschen, als ob aus dem Wirrsal der mög-
lichen Entscheidungen der „sichere Weg der 
Pflicht", das Handeln auf Befehl, herausfüh-
ren könne. In Wahrheit begnüge man sich 
dann aber, „statt eines guten ein salviertes 
Gewissen zu haben", und am Ende müsse man 
erkennen, daß die Bereitschaft um Dienst 
am Ganzen mißbraucht werde zum Bösen! 
Nicht mit der Reinheit eines Prinzips, so fol-
gerte Bonhoeffer, könne man also der Macht 
des Bösen entgegentreten. Allein „das Wag-
nis der auf eigenste Verantwortung hin ge-
schehenen Tat" vermöge „das Böse im Zen-
trum zu treffen und es zu überwinden".

angestrebt. Zuletzt Stabschef beim Oberbe-
fehlshaber des Ersatzheeres, Generaloberst 
Fromm, wäre Stauffenberg nach einer geglück-
ten Erhebung mindestens zum Staatssekretär 
im Kriegsministerium ernannt, vielleicht auch 
mit weit größeren politischen Aufgaben be-
traut worden.

Es konnte für den Klardenkenden längst 
keinem Zweifel mehr unterliegen, daß Hitler, 
ungeachtet aller Opfer an Gut und Blut, den 
aussichtslosen Kampf bis zum Untergang 
Deutschlands fortzusetzen gedachte. Dem Ge-
danken, zur Erhaltung von Volk und Staat, 
von der Führung abzutreten, war er unzu-
gänglich. Denn er hatte sich selbst zum Maß 
aller nationalen Dinge gemacht, durchaus im 
Einklang mit der scheinbar so nichtssagenden 
und doch so bezeichnenden Formel seiner 
Anhänger: „Adolf Hitler ist Deutschland, 
Deutschland ist Adolf Hitler!" Folgerichtig hat 
Hitler denn auch ausgesprochen: wenn das 
deutsche Volk die große Probe des Krieges 
nicht besteht, dann sei es seiner unwürdig und 
möge mit ihm untergehen. Nach immer erneu-
ter Gewissensprüfung der Männer des Wider-
standes bot daher, wie der junge General von 
Tresckow gesagt hat, der Anschlag auf das 
Staatsoberhaupt die einzige Möglichkeit, Reich 
und Volk „vor der größten Katastrophe ihrer 
Geschichte zu retten". Es war zugleich der ein-
zige Weg, die Wehrmacht vom Eidbann zu 
lösen und zu neuem Handeln zu führen. 
Selbst der populärste General des national-
sozialistischen Regimes, Feldmarschall Rom-
mel, forderte am 15. Juli von Hitler, 
aus der militärischen Lage „unverzüglich 

die Folgerungen zu ziehen". Auch Rommel 
war schließlich in grundsätzlichen Gegensatz 
zu dem Diktator geraten und zusammen mit 
dem Militärbefehlshaber in Frankreich, Gene-
ral von Stülpnagel, entschlossen, in Verbin-
dung mit der Erhebung in Berlin den Krieg 
im Westen, auch gegen den Willen Hitlers zu 
beenden, den er gerichtlich aburteilen lassen 
wollte. Freilich konnte man die ernstesten 
Zweifel hegen, ob der Sturz oder die Beseiti-
gung Hitlers bei dem Stand der Lage noch 
praktische Möglichkeiten einer Rettung 
Deutschlands bot. Man hatte einen Appell an 
den Präsidenten Roosevelt gerichtet, daß die 
deutsche Opposition Mitteleuropa davor be-
wahren wolle, „ideologisch und faktisch unter 
russische Herrschaft zu kommen"; es gelte, 
durch Stellung erträglicher Bedingungen, das 
deutsche Volk aus der Zwangslage seiner Bin-
dung an Hitler zu befreien, wenn die Demo-
kratien nicht den Frieden verlieren wollten. 
Doch dieser Appell war ohne Edio geblieben. 
Indes, auch ohne Hoffnung auf bessere Frie-
densbedingungen, „allein schon um der mo-
ralischen Rehabilitierung Deutschlands wil-
len", war die Opposition überzeugt, handeln 
zu müssen — wie bereits jene Gruppe um die 
Geschwister Scholl und Professor Huber an 
der Müchner Universität bei ihrer denkwür-
digen Aktion im Jahre 1943. Ja, auch wenn 
das Attentat mißlang, es kam, wie Tresckow 
sagt, nur darauf an, „daß die deutsche Wider-
standsbewegung vor der Welt und vor der 
Geschichte unter Einsatz des Lebens den ent-
scheidenden Wurf gewagt" hatte, statt taten-
los der Schande zu verfallen. So handelte die 
Opposition am Ende unbekümmert um Nach-
ruhm, um Verständnis oder Unverständnis 
einer beurteilenden Nachwelt, ohne Rücksicht 
auf eine neue Dolchstoßlegende. Ihre Männer 
hatten bewußt „das Nessushemd angezogen“. 
Es ging ihnen um die aus eigener Kraft voll-
zogene innere Befreiung und Umkehr, auf je-
des Risiko hin, „als ein von Gott verordnetes 
Gebot".

Nach einer Reihe vergeblicher Anläufe ent-
schied sich Stauffenberg, trotz seiner körper-
lichen Behinderung, selbst das Attentat auszu-
führen. Es geschah gelegentlich seines Vortra-
ges über die Aufstellung der Volksgrenadier-
divisionen bei der mittäglichen Lagebespre-
chung im Führerhauptquartier in Ostpreussen 
durch Bombe mit Zeitzünder. Keine Verlegung 
der Konferenz in eine „Holzbaracke", von der 
nicht die Rede sein kann, sondern das geringe 
Quantum des Sprengstoffs, die Verschiebung 
der Aktenmappe Stauffenbergs und die Stärke 
des massiven Eichentisches haben, wenn man 
es so ausdrücken will, Hitler gerettet. In dem 
Glauben, der tatsächlich nur leicht verletzte 
Hitler sei tot, gab Stauffenberg nach Berlin 
das verabredete Stichwort. Jedoch erst kurz 
vor seiner Ankunft im Oberkommando in der 
Bendlerstraße wurden die wohlvorbereiteten 
Maßnahmen in Gang gesetzt, da nach dort ein-
gelaufenen Meldungen der Anschlag mißglückt 
war. Weniger die Umstimmung des zunächst 
befehlsgemäß im Sinne der Verschwörer han-



delnden Majors Remer durch Goebbels und 
Hitler selbst hat nun die Entwicklung be-
stimmt. Größere Bedeutung hatten die bal-
dige Aufhebung der Nachrichtensperre im 
Führerhauptquartier durch Hitler, die Mel-
dung des Rundfunks über das Mißlingen des 
Attentats, die Gegenbefehle Keitels und 
Himmlers an die Kommandostellen im Reich, 
Gegenaktionen der nicht kontrollierten Nach-
richtenzentrale, sowie einer Offiziersgruppe 
irn Bendlerblock unter dem Oberstleutnant 
Herber und besonders das Ausbleiben der In-
fanterieschule Döberitz infolge zufälliger Ab-
wesenheit ihres eingeweihten Kommandeurs. 
Sie hatten die Funkstellen besetzen sollen. In 
Paris lief einerseits das Unternehmen Stülp-
nagels gegen die SS erfolgreich ab, anderer-

„Gewissenlose

Hatte Hitler zunächst den Anschlag einer 
»ganz kleinen Clique ehrgeiziger gewissen-
loser" Offiziere zugeschrieben, so entdeckte 
die zur Untersuchung eingesetzte Sonderkom-
mission der Gestapo von 400 Beamten infolge 
für sie günstiger Umstände über die Männer 
des 20. Juli hinaus erheblich weitere Kreise 
der Opposition. Hitler hielt über sie alle Ge-
richt, wie es seinem Wesen entsprach. Nach un-
säglichen Leiden, Folterungen und Beschimp-
fungen durch den Volksgerichtshof-Präsiden-
ten Freisler gingen die Widerstandskämpfer 
zu einem für Hitler im Bilde festgehaltenen 
Tode. Die menschliche Haltung, in der sie die-
sem Tod ins Auge sahen, zeigte noch einmal, 

seils scheute sich der sympathisierende Ober-
befehlshaber West, Feldmarschall von Kluge, 
durch Einstellung des Widerstandes an der 
Front vollendete Tatsachen zu schaffen. In 
Berlin endete die Aktion bald nach 23 Uhr mit 
der Gefangennahme und standrechtlicher Er-
schießung ihrer Träger auf Befehl des wieder 
befreiten Generalobersten Fromm. General-
oberst Beck richtete die Waffe gegen sieh 
selbst. Es ist, als ob eine höhere Fügung 
Deutschland diesmal verwehren wollte, der 
vollen Niederlage auszuweichen oder sie weg-
zuleugnen. Der gewissenlosen Propaganda 
der Staatsführung blieb es gleichwohl vorbe-
halten, die Widerstandskämpfer zum Sünden-
bock für ihre Fehlschläge zu stempeln.

Ehrgeizlinge"
daß es nicht Ehrgeiz sein konnte, was ihr Stre-
ben geleitet hatte. Ihr Unternehmen als sol-
ches war gescheitert. Es bedarf aber nicht ein-
mal jener Rechtfertigung, daß in den neun 
Kriegsmonaten nach dem 20. Juli allein mehr 
Menschen umkommen sollten als in der ge-
samten Kriegszeit vorher. Denn ein letzter 
Sinn ihres Handelns blieb trotz des äußeren 
Fehlschlags erhalten, und dieser Sinn hat sich 
erfüllt: ein Zeichen des „anderen Deutschland" 
aufzurichten, das Hitler überdauerte, ein Zei-
chen, das bei rechter Würdigung durch die 
Nachlebenden ihnen den Weg zu innerer Er-
neuerung weisen mag.

Das Vermächtnis
So kann man zusammenfassend dem Urteil 

Hitlers kaum eine bessere Würdigung entge-
genstellen als die Worte des Sozialisten Dah-
rendorf: „Der revolutionäre Anschlag vom 
20. Juli 1944 sollte nicht als ein schlecht aus-
geführtes Unternehmen von Offizieren be-
trachtet werden, die alle Hoffnung aufgege-
ben hatten und einer Zwangslage zu entkom-
men suchten. Es war auch kein Versuch von 
Seiten murrender reaktionärer Militaristen, 
das Band zu zerschneiden, das sie an den Fa-
schismus fesselte. Die motivierende Kraft, die 
hinter allen Vorbereitungen stand, war ein 
fester politischer Wille." Dieser Wille, so er-
gänzen wir, ging dahin, die entartete Staats-
führung zu stürzen, um die Substanz des Vol-
kes zu retten, letztlich aber ein Zeichen der 
Abkehr von ihren Untaten und der eigenen 
inneren Einkehr aufzurichten. Keine einfälti-
gen Vereinfachungen, keine böswilligen Ma-
chenschaften dürfen uns den Zugang zu dem 
Wollen der Männer des 20. Juli versperren. 
Die Einmaligkeit der praktischen Situation und 
ihrer eigenen Gewissenslage fordert von je-
dem, der urteilen will, zuvor Bereitschaft zu 
innerer Einfühlung und geschichtlichem Re-
spekt. In diesem Sinne gedenken wir der Män-
ner des 20. Juli, entschlossen, ihren Gewis-
senskampf und ihr Handeln als kostbares Ver-
mächtnis für die Zukunft zu bewahren. Es ist 
so, wie Theodor Heuss in seiner Gedenkrede 
gesagt hat: „Das Vermächtnis ist noch in 
Wirksamkeit, die Verpflichtung noch nicht 
eingelöst." Dazu bedarf es der Anstrengung 
aller Gutgesinnten, zur Überwindung der 
Trägheit der Herzen.

-


	Partnerschaft für den Frieden
	Zur Geschichte und Bedeutung des 20. Juli
	Die Zwiespältigkeit des Nationalsozialismus 
	„Säuberung" unter SS Vorherrschaft 
	„Recht ist, was dem Volke nützt" 
	Vielfältige Opposition 
	Auflehnung gegen Hitlers Kriegspläne 
	Dr. Goerdeler 
	Canaris und Oster 
	Dietrich Bonhoeffer 
	Stauffenberg 
	„Gewissenlose Ehrgeizlinge" 
	Das Vermächtnis 


